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Vereinbarung über die gemeinsame elterliche Sorge
Sachverhalt

Im Anhang findest du eine anonymisierte Vereinbarung über die gemeinsame Sorge und den Unterhalt. Der Antrag wurde in Zusammenarbeit mit dem Jugendsekretariat X. ausgearbeitet, was im Bezirk Y.  üblich ist. Ich erachte die Vereinbarung als zu minimalistisch und nicht genehmigungswürdig. Der Mitarbeiter des Jugendsekretariates ist anderer Meinung. Er beruft sich v.a. auf das Gleichbehandlungsgebot zwischen einem Konkubinats- und einem Ehepaar. Ein weiterer Grund für die Ausfertigung der minimalen Vereinbarung liegt darin, dass sich die Eltern aktuell nicht entscheiden können, wer im Trennungsfall obhutsberechtigt sein soll. 
 

Meines Erachtens wird die Vereinbarung den gesetzlichen Anforderungen und dem Kindeswohl im Konfliktfall nicht gerecht. Es stellen sich folgende Fragen:
a) Zuteilung der Obhutsberechtigung im Konfliktfall: Die Obhutsberechtigung im Konfliktfall müsste doch in der Vereinbarung festgehalten werden. Ansonsten ist im Streitfall unklar, wo das Kind überhaupt den Wohnsitz begründet/begründen kann. Zudem können im Konfliktfall - falls die Eltern nicht mehr miteinander kommunizieren sollten - keinerlei (notwendige) Entscheidungen für das Kind getroffen werden. 
 

b) Persönlicher Kontakt im Konflikt/Betreuungsanteil: Wenn die Obhutsberechtigung in der Vereinbarung geregelt wäre, so müsste wohl auch der persönliche Kontakt/die Betreuungsanteile in der Vereinbarung festgehalten werden. 
 

c) Bezifferung Unterhaltsbetrag: Der Unterhaltsbetrag (beide Elternteile) müsste doch klar beziffert sein. Die vorliegende Lösung - die Eltern teilen sich den Unterhaltsbedarf im Verhältnis der Jahreseinkommen - würde eine Alimentenbevorschussung verunmöglichen. Zudem hätte das Kind - als Volljährige in Ausbildung - keinen Rechtstitel um die Unterhaltsbeträge einzufordern. Dies dient wohl kaum dem Kindswohl.
 

Soweit also meine/unsere Meinungen und Fragen. Erachtest du es als richtig, den vorliegenden Vertrag in dieser Form nicht zu genehmigen. 
Erwägungen

1. Was den Vertrag anbelangt: Das Gesetz verlangt heute lediglich eine Vereinbarung, in welcher sich die Eltern über ihre Anteile an der Betreuung des Kindes und die Verteilung der Unterhaltskosten verständigen. Eine Konfliktklausel ist nicht verlangt. 
2. Einzelne Behörden verlangten und verlangen jeweils eine Konfliktklausel. Wie die Praxis gezeigt hat, erweisen sich solche Klauseln zuweilen als Bumerang für das Kind, weil unabhängig davon, ob sich beide Eltern intensiv mit der Kinderbetreuung befassen oder ob sie eine klare Rollenteilung kennen, sich nicht voraus sagen lässt, zu welchem Elternteil das Kind eine engere Beziehung gewinnt und an welchem Ort es sich sozial verankert. Deshalb sind vor allem auch Behörden, welche sich oft mit dem Thema beschäftigen (so namentlich auch die Stadt Zürich), dazu übergegangen, nur noch rudimentäre Verträge zu verlangen. 
3. Rudimentäre Verträge haben den unbestrittenen Vorteil, dass es Eltern erschwert wird, sich einfach zu trennen, ohne weiter zu denken und die Familie neu zu organisieren. Als Alternative ergäbe sich die Möglichkeit, vertraglich zu vereinbaren, was der nicht obhutsberechtigte Elternteil bezahlt, wenn sie sich trennen, und beide Varianten im Vertrag regelt („für den Fall, dass das Kind in der Obhut des Vaters bleibt, bezahlt die Mutter….“ und umgekehrt). Das sind aber meist nicht sehr brauchbare Instrumente, weil sie Zustände antizipieren müssen, die weit in der Zukunft liegen (was weiss man als junge Eltern schon, wo man in 10 Jahren steht und was man verdienen wird?).
4. Bleibt darauf hinzuweisen, dass der Bundesrat vorgestern (27.1.2009) eine Gesetzesrevision in die Vernehmlassung geschickt hat, mit welcher die gemeinsame elterliche Sorge zum Regelfall werden soll, sobald das Kind vom Vater anerkannt ist. Demnach besteht nur noch eine gesetzliche Pflicht, sich über den Anteil an Betreuung und Unterhalt zu verständigen, das ist aber „nur“ eine gesetzliche Pflicht wie alle andern elterlichen Pflichten auch, ohne dass sie in einer behördlich zu genehmigenden Vereinbarung konkretisiert würde. Das ist zwar noch nicht gültiges Recht, zeigt aber den Trend.
5. Fazit: Die unterbreitete Vereinbarung kann so genehmigt werden und erhöht die Eigenverantwortung der Eltern, im Konfliktfall eine einvernehmliche Lösung zu finden, wobei sich ja Mutter und Vater verpflichten, im Konfliktfall eine geeignete Fachstelle aufzusuchen. Diese Klausel trägt u.U. mehr zu einer kindesverträglichen Trennungslösung bei als jede detaillierte Regelung aufgrund nicht antizipierbarer Lebensumstände.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 30. Januar 2009
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